
Das Wichtigste: Wir bitten alle Homepage-Inhaber, die ungültig gewordenen
Hinweise und Formblätter zu Ausnahmegenehmigungen, die nach dem alten Waffen-
gesetz gefertigt wurden, unbedingt zu entfernen. Sie stiften Verwirrung, die wir abso-
lut nicht brauchen können. 

Zu unseren Ausführungen, die wir in der letzten „BSSJ-Intern“ und im Internet auf unseren Seiten
www.bssj.de unter News gemacht haben, fügen wir eine Pressemeldung des Bundesinnenministeri-
ums in Auszügen bei und geben eine Zusammenfassung über die Waffenaufbewahrung bekannt.
Derzeit stehen noch das Formblatt für den Transport von erlaubnispflichtigen Waffen aus, da dieses
noch nicht genehmigt ist. Sobald uns Konkretes vorliegt, werden wir dies im Internet veröffentlichen. 

Pressemeldung des Bundesinnenministeriums in Auszügen
„Zusammenfassung der wesentlichen Neuregelungen des ab 1. April 2003 geltenden Waffengeset-
zes (WaffG):
1. Zuverlässigkeit

Für die Erteilung waffenrechtlicher Erlaubnisse und die Verhängung eines behördlichen Um-
gangsverbotes mit Waffen und Munition ist die Zuverlässigkeit eine entscheidende Voraussetzung.
Es geht bei diesem Erfordernis darum, den Umgang mit Waffen oder Munition Personen zu ver-
wehren, die durch ihr Verhalten Anlass gegeben haben, zu Zweifeln an ihrer Rechtstreue oder für
die Besorgnis, die nötige Sorgfalt im Umgang mit diesen gefahrenträchtigen Gegenständen ver-
missen zu lassen. Das Kriterium der Zuverlässigkeit ist bereits im geltenden Waffengesetz veran-
kert (§§ 5 und 40 des bisherigen Waffengesetzes). Die zentrale Bedeutung des Kriteriums der Zu-
verlässigkeit, von der die Möglichkeit zum Umgang insbesondere mit erlaubnispflichtigen Waffen
und Munition abhängt, rechtfertigt es, strenge Anforderungen zu stellen.

Demgemäß wurde der Katalog der Tatbestände dahin gehend konkretisiert, dass bei Personen,
die wegen eines Verbrechens oder wegen einer sonstigen vorsätzlichen Straftat zu einer minde-
stens einjährigen Freiheitsstrafe verurteilt wurden, generell und unwiderleglich die Annahme der
Unzuverlässigkeit begründet wird – § 5 Abs. 1 Nr. 1.

Gleichzeitig orientieren sich die auf begangene Straftaten bezogenen Regelfälle für die Annahme
der Unzuverlässigkeit – hier kann die Annahme der Unzuverlässigkeit im Einzelfall entkräftet wer-
den – nicht mehr primär an der Art der begangenen Straftat, sondern an der konkreten Strafhöhe
(d. h. Unzuverlässigkeit bei Freiheitsstrafe, Jugendstrafe oder Geldstrafe von mindestens 60 Ta-
gessätzen) – § 5 Abs. 2 Nr. 1.

... Für die Zuverlässigkeitsprüfung wird eine Abfrage beim zentralen staatsanwaltschaftlichen
Verfahrensregister eröffnet, womit – ergänzend zur Anfrage beim Bundeszentralregister über
Vorstrafen – festgestellt werden kann, ob in Deutschland gegen einen Antragsteller ein Strafver-
fahren anhängig ist – § 5 Abs. 5 Nr. 2.

2. Persönliche Eignung
Weitere Voraussetzung für den Umgang mit Waffen oder Munition ist die persönliche Eignung,
die auf in der Person liegende Merkmale abstellt. Neu eingeführt wird die Möglichkeit für die
Waffenbehörde, aus dem Erziehungsregister Auskunft zu verlangen. Dieses Register enthält Erzie-
hungsmaßregeln und Zuchtmittel, also Rechtsfolgen von strafrechtsrelevantem Verhalten von Per-
sonen, die unter das Jugendstrafrecht fallen, die einerseits unter der Schwelle einer Jugendstrafe
zurückbleiben, andererseits ein erhebliches Fehlverhalten würdigen. Bei der Nutzung dieser Da-
ten geht es nicht um die Kriminalisierung oder Stigmatisierung junger Straftäter, sondern darum,
den Umgang mit Waffen durch Personen auszuschließen, die durch ihr Verhalten und seine ge-
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richtliche Würdigung gezeigt haben, dass ihr charakterlicher Reifegrad diesen Umgang noch nicht
rechtfertigt – § 6 Abs. 1 Satz 4; Artikel 18 (§ 61 Abs. 1 Bundeszentralregistergesetz).

Grundsätzlich werden Personen, die noch nicht 25 Jahre alt sind, vor dem Erwerb der ersten erlaubnis-
pflichtigen Schusswaffe ein amts- oder fachärztliches oder fachpsychologisches Zeugnis über ihre men-
tale Eignung zum Waffenbesitz vorlegen müssen. ... Eine weitere Ausnahme besteht für die Kategorie
von Schusswaffen, die Sportschützen bereits mit 18 Jahren erwerben dürfen, also für die – insbesonde-
re in den olympischen Disziplinen zugelassenen – Kleinkaliberwaffen und Sportflinten – § 6 Abs. 3 und
4.

Unabhängig von der Altersgrenze wird es künftig den Waffenbehörden zur Pflicht gemacht (und nicht
lediglich in das Ermessen gestellt), ein medizinisch-psychologisches Gutachten zu verlangen, wenn Tat-
sachen Bedenken an der persönlichen Eignung begründen – § 6 Abs. 2.

3. Anerkennung eines Bedürfnisses für den Umgang mit erlaubnispflichtigen Waffen oder Munition
Der Erwerb und Besitz von Schusswaffen durch Privatpersonen wird prinzipiell auch zukünftig vom Vor-
handensein eines Bedürfnisses abhängig sein.
Wegen fehlender oder unklarer Vorschriften im geltenden Recht wurden die Anforderungen an die
staatliche Anerkennung eines Bedürfnisses insbesondere für den Erwerb und Besitz erlaubnispflichtiger
Schusswaffen oder Munition ausdrücklich geregelt und zum Teil konkretisiert.
Mit einer einmaligen Wiederholungsprüfung des Bedürfnisses nach 3 Jahren auf der Grundlage eines
Nachweises über die Häufigkeit der schießsportlichen Aktivitäten soll der Waffenbeschaffung z.B. als
Scheinschütze begegnet werden – §§ 4 Abs. 4, 15 Abs. 1 Nr. 7 Buchst. b.

Sportschützen und Jäger werden zudem als Regelfall für die Fortdauer eines Bedürfnisses genannt – § 8
Abs. 2, während für den Erwerb von Schusswaffen durch diese Personengruppen die Vorschriften der
§§ 13, 14 (= Waffen- und Munitionsaufbewahrung der WaffV) gelten.
Der gesetzlich gestattete Umgang mit Waffen wird ausdrücklich auf für Tätigkeiten im Zusammenhang
mit einem vom Bedürfnis umfassten Zweck anerkannt. Damit sollen Tätigkeiten gestattet werden, die in
anerkannter Weise als Folge oder Begleiterscheinung des Bedürfnisses vorgenommen werden (z.B.
Transport der Sportwaffe zu einem Büchsenmacher zwecks Reparatur). Andererseits wird verdeutlicht,
dass bedürfnisfremde Tätigkeiten nicht gestattet sind (z.B. Nutzung der Sportwaffe bei einer Tätigkeit
als Türsteher) – § 12 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a und Abs. 3.

4. Regelungen betreffend Sportschützen
Die Konkretisierung des Bedürfnisses betrifft in erster Linie den Erwerb und Besitz von Schusswaffen
oder Munition durch Sportschützen. Für Sportschützen wird für den Erwerb und Besitz von Schusswaf-
fen grundsätzlich das Alter von 18 auf 21 Jahre angehoben. Für Kleinkaliber-Sportwaffen und für Ein-
zellader-Flinten bis zu einem bestimmten Kaliber, die jeweils durch genehmigte Schießsportordnungen
zugelassen sind, bleibt es bei der Altersgrenze von 18 Jahren. Diese Ausnahme deckt diejenigen Waf-
fen ab, die insbesondere für olympische Disziplinen zugelassen sind – § 14 Abs. 1.

Nachdem die bisher hier geltenden Vorschriften in der Vergangenheit immer wieder zu Auslegungspro-
blemen und, damit verbunden, zu einer unterschiedlichen Handhabung des Rechts geführt haben, wird
künftig von der Möglichkeit der grundsätzlichen Anerkennung eines Bedürfnisses für Sportschützen aus-
gegangen, wenn die schießsportliche Betätigung durch eine Bestätigung des jeweiligen Schießsportver-
bandes nachgewiesen ist. Das einem Sportschützen zugestandene Kontingent soll (kann) aus insgesamt
drei halbautomatischen Langwaffen und zwei mehrschüssigen Kurzwaffen bestehen; einläufige Ein-
zellader-Kurzwaffen, Perkussionswaffen, Einzellader-Langwaffen sowie Repetier-Langwaffen können
von Sportschützen also ohne Kontingentbegrenzung erworben werden. Der Erwerb und Besitz über das
Kontingent hinaus gehender Schusswaffen ist von dem Erfordernis für weitere Sportdisziplinen oder für
das Schießen als Wettkampfsport abhängig – § 14 Abs. 2 bis 4.

Die so genannte Gelbe Waffenbesitzkarte, also die unbefristete Erlaubnis zum Waffenerwerb durch
Sportschützen, soll über die Einzellader-Langwaffen hinaus auf die vorstehend genannten, von dem



Kontingent ausgenommenen Schusswaffen erstreckt werden. Für auf dieser Grundlage erworbene
Waffen ist binnen zwei Wochen die Eintragung der erworbenen Waffe in die Waffenbesitzkarte zu be-
antragen - § 14 Abs. 4.

5. Anerkennungsverfahren für Schießsportverbände, Genehmigungspflicht für Schießsportordnungen,
Definition des "sportlichen Schießens"
Die Regelung über die Anerkennung eines Bedürfnisses für den Erwerb und Besitz von Schusswaffen
durch Sportschützen ist in engem Zusammenhang zu sehen mit der neu geschaffenen Regelung über ein
Anerkennungsverfahren für Schießsportverbände, die schon heute durch die Ausstellung so genannter
Bedürfnisbescheinigungen maßgeblich an dem Verwaltungsverfahren zur (erleichterten) Erteilung waf-
fenrechtlicher Erlaubnisse an Sportschützen beteiligt sind. ....

....Nicht mitteilungspflichtig wird die Inaktivität von Schießsportlern sein; die Benennungspflicht wird
nur solche Vereinsmitglieder betreffen, die aus dem Verein ausgeschieden sind - § 15 Abs. 5. 

Für den Begriff des Schießsports wird eine gesetzliche Definition eingeführt, die vor allem dem Aus-
schluss kampfmäßiger Elemente dient - § 15 Abs. 6.

6. Schießen durch Minderjährige auf Schießstätten / Aufsicht über minderjährige Schützen / Betrieb
von Schießstätten durch Schießsportvereine als juristische Personen
Die Altersgrenze für das sportliche Schießen mit Druckluft-, Federdruck- und ähnlichen Schusswaffen
bleibt - wie im geltenden Recht - bei 12 Jahren; ab 14 Jahre darf auch mit "scharfen" Schusswaffen ge-
schossen werden. Zur Förderung des Leistungssports können auch diese Altersgrenzen unterschritten
werden.
Bei Kindern im Alter zwischen 12 und 14 Jahren sowie bei Jugendlichen zwischen 14 und 16 Jahren,
wenn diese mit "scharfen" Schusswaffen schießen, wird die Verpflichtung gesetzlich verankert, die Ob-
hut einer zur Kinder- und Jugendarbeit geeigneten Aufsichtsperson sicherzustellen – § 27 Abs. 3.
Der Betrieb von Schießstätten soll künftig nicht nur natürlichen, sondern auch Schießsportvereinen als
juristischen Personen gestattet werden – § 27 Abs. 1 Satz 3. Ebenso darf künftig auch Schießsportverei-
nen eine Waffenbesitzkarte erteilt werden - § 10 Abs. 2.

Durch ausdrückliche Regelung wird das Schießen von Minderjährigen an Schießbuden auf Jahrmärk-
ten und ähnlichen Veranstaltungen ohne gesetzliche Mindestaltersgrenze gestattet – § 27 Abs. 6.

…
8. Regelungen für Brauchtumsschützen

Für Brauchtumsschützen können Erlaubnisse zum Führen und Schießen bei Brauchtumsveranstaltungen
sowie Ausnahmebewilligungen vom Verbot des Waffenführens bei öffentlichen Veranstaltungen dem
Leiter der Brauchtumsschützenvereinigung erteilt werden. Es wird klargestellt, dass das erlaubnisfreie
Führen durch den Einzelschützen den Hin- und Rückweg zur bzw. von der Veranstaltung einschließt - §
16.

…
11. Ausnahmebewilligungen von Erlaubnispflichten

Neben den bisher an verschiedenen Stellen gesetzlich geregelten Ausnahmetatbeständen, die jetzt im
Wesentlichen in § 12 zusammengefasst sind, wird den Waffenbehörden die Möglichkeit für Einzelent-
scheidungen zur Befreiung von Erlaubnispflichten im Umgang mit Waffen und Munition gegeben – §
12 Abs. 5.

12. Sichere Aufbewahrung von Waffen und Munition
Anknüpfend an § 42 des geltenden Waffengesetzes, der die sichere Aufbewahrung von Schusswaffen
und Munition vorschreibt, regelt § 36 die sichere Aufbewahrung von Waffen und Munition. Die Er-
streckung des allgemeinen Grundsatzes der sicheren Aufbewahrung auf alle Waffen im Sinne des Waf-
fengesetzes ist erforderlich, weil nicht nur Schusswaffen, sondern auch z.B. Hieb- und Stoßwaffen,
Armbrüste, Reizstoffsprüh- oder Elektroschockgeräte entwendet und zu Straftaten missbraucht werden -
§ 36 Abs. 1 Satz 1.



Speziell für Schusswaffen, verbotene Waffen und Munition wird dieser Grundsatz im Weiteren näher
konkretisiert. Vorgeschrieben ist die getrennte Aufbewahrung von Schusswaffen und Munition, um die
Möglichkeit auszuschließen, eine entwendete Waffe sofort zu verwenden - § 36 Abs. 1 Satz 2.

Darüber hinaus wird grundsätzlich für die Aufbewahrung von erlaubnispflichtigen Schusswaffen ein
Behältnis nach der europäischen Norm DIN/EN-1143-1 im Widerstandsgrad 0 (dem niedrigsten
Widerstandsgrad dieser Norm) oder ein gleichwertiges Behältnis vorgeschrieben. Seit vielen Jahren
wurden in Empfehlungen des Bundesministeriums des Innern für Langwaffen Sicherheitsbehältnisse
nach der Norm VDMA 24992 Stufe A und für Kurzwaffen Stufe B empfohlen (Verband Deutscher Ma-
schinen- und Anlagenbau e. V.). Ein Behältnis der Stufe B entspricht im Übrigen einem Behältnis nach
DIN/EN 1143-1 Widerstandsgrad 0. Für bis zu 10 Langwaffen werden auch Behältnisse nach
VDMA 24992 Stufe A (einwandige Stahlschränke) auch für die Zukunft als sicher anerkannt – § 36
Abs. 2. Vergleichbar gesicherte Räume werden als gleichwertig angesehen - § 36 Abs. 2 Satz 3.
(Siehe dazu unsere Zusammenstellung auf Seite 11.)

Das Bundesministerium des Innern kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates nach An-
hörung der beteiligten Kreise Flexibilisierungen nach oben und unten festlegen - § 36 Abs. 5.
…

14. Restriktionen für Reizstoff-, Schreckschuss- und Signalwaffen
Die so genannten Gas- und Schreckschusswaffen werden in hohem  Maße bei der Verübung von Straf-
taten der Schwerkriminalität (z.B. Raub, räuberische Erpressung, Geiselnahme) benutzt; sie machen et-
wa die Hälfte aller im Zusammenhang mit Straftaten sichergestellten Waffen aus. Dies hat insbesondere
aus dem Kreis der Bundesländer und seitens der Polizei zu der Forderung nach der Einführung staat-
licher Restriktionen für diese bisher lediglich dem Alterserfordernis von 18 Jahren unterliegenden Waf-
fen geführt. Dieser Forderung wird durch die Einführung des so genannten Kleinen Waffenscheins ent-
sprochen:

Für diejenigen Personen, die solche Waffen in der Öffentlichkeit führen möchten, ist eine behördliche
Erlaubnispflicht vorgesehen. Der Ausdruck "Kleiner Waffenschein", der im Gesetz verankert wird, um-
schreibt folgenden rechtlichen Sachverhalt: Die Gas- und Schreckschusswaffen sind erlaubnispflichtig.
Die Erlaubnispflicht umfasst aber, wie sich aus der Waffenliste ergibt, nicht den Erwerb und Besitz; hier-
für gilt nach wie vor nur das Alterserfordernis der Volljährigkeit. Das Führen dieser Waffen unterliegt je-
doch der Erlaubnispflicht, und zwar der Prüfung der Zuverlässigkeit und persönlichen Eignung – § 2
Abs. 2 und 4 in Verbindung mit der Waffenliste. Diese wird in Form des Kleinen Waffenscheins erteilt -
§ 10 Abs. 4 Satz 4.

…
Während die Vorschriften für Schusswaffen verschärft werden, wird der Erwerb und Besitz von Reiz-
stoffsprühgeräten bereits Jugendlichen ab 14 Jahren gestattet. Sie haben damit die Möglichkeit eines
wirksamen Verteidigungsmittels- § 3 Abs. 2, Anlage 2 Abschnitt 1 Nr. 1.3.5.

…“ (Ende des Presseberichtes. Kursiv Gedrucktes wurde von uns hinzugefügt.).

JugendBasisLizenz
Die JugendBasisLizenz für drei Jahre Jugendarbeit ohne jegliche Ausbildung hat in Bayern keine Gültig-
keit. Jeder, der Kinder und Jugendliche (bis 14 Jahre mit Luftgewehr/Luftpistole, bis 16 Jahre „scharfe“
Waffen) beim Schießen betreut, muss eine Ausbildung nachweisen können. Als Nachweis gelten

Vereins- (vorher Vorstufen-)übungsleiter-Ausweis
Jugendassistenz-Ausweis
Übungsleiter“J“-Lizenz
Übungsleiter“F“-Lizenz

oder

vergleichbare pädagogische Ausbildung.


